
kommt, daß rund 2,5 Millio­
nen der 8,7 Millionen in der 
Industrie Beschäftigten für den 
Export arbeiten, verstärken 
solche Faktoren die ökonomi­
sche Labilität des BRD-Impe- 
rialismus besonders .
Wie oft wurde nicht in der 
Vergangenheit von Vertretern 
des imperialistischen Herr­
schaftssystems behauptet, 
durch das Wirken des impe­
rialistischen Staates in der 
Wirtschaft, durch „Planifika- 
tion“, „Globalsteuerung“ oder 
andere Formen staatsmonopo­
listischer Wirtschaftspolitik 
würden Methoden der Plan­
mäßigkeit angewandt und da­
durch Krisen und Wider­
sprüche im Kapitalismus über­
wunden.
In der Tat, imperialistische 
Staaten unternehmen große 
Anstrengungen, der Anarchie 
und Spontaneität der kapita­
listischen Entwicklung zu be­
gegnen. Da es allerdings Ziel 
aller dieser staatsmonopolisti­
schen Maßnahmen ist, die ka­
pitalistischen Produktionsver­
hältnisse zu sichern, werden 
damit zugleich die tiefen Wi­
dersprüche dieser Ausbeuter­
ordnung erhalten.
Im Grunde trifft auf diese 
staatsmonopolistischen Aktivi­
täten zu, was Lenin feststellte: 
„Engels bemerkt...: ,Und
wenn wir zu den Trusts über­
gehen . .., so hört da auch die 
Planlosigkeit auf, und doch ist 
das Kapitalismus. Darauf hin­
zuweisen ist jetzt um so an­
gebrachter, als wie einen ... 
staatsmonopolistischen Kapita­
lismus haben. Die Einführung 
der Planmäßigkeit befreit die 
Arbeiter nicht davon, Sklaven 
zu sein, die Kapitalisten aber 
streichen ihre Profite ,planmä­
ßiger* ein.“2) Die Resultate 
staatsmonopolistischer Wirt­
schaftspolitik sind Beweis für 
die Gültigkeit dieser Feststel­
lung auch heute noch.
Alle diese Maßnahmen im Mo­
nopolinteresse führen deshalb

letztlich mit der weiteren 
Verschärfung des kapitalisti­
schen Grundwiderspruchs zum 
Anwachsen der Labilität des 
Imperialismus, Das zeigt sich 
heute besonders drastisch 
auch in den zunehmenden In­
flationstendenzen, den nicht zu 
überwindenden Währungskri­
sen in der gesamten kapitali­
stischen Welt, der hohen Ar­
beitslosigkeit in vielen kapi­
talistischen Ländern, den un­
unterbrochenen Preissteige­
rungen usw.
Wenden wir uns noch einmal 
der BRD zu. Zwar versprach 
hier der BRD-Wirtschaftsmi­
nister noch Ende 1967, die da­
malige Preissteigerung von 1,5 
Prozent bis Ende 1971 auf 
1 Prozent zurückzuschrauben. 
Die objektiven ökonomischen 
Gesetze des Kapitalismus er­
wiesen sich allerdings auch 
hier als stärker. Waren die 
Lebenshaltungskosten für alle 
privaten Haushalte schon bis 
Ende 1970 um 4 Prozent ge­
stiegen, so erreichten sie bis 
September/Oktober 1971 be­
reits 5,9 Prozent.
Die ökonomische Labilität des 
BRD-Imperialismus kommt 
auch in der Agrarkrise zum 
Ausdruck. Sie offenbart sich 
genauso in strukturellen Kri­
sen wie der des Steinkohlen-

Friedrich Engels schrieb: 
„Der Widerspruch zwischen 
gesellschaftlicher Produktion 
und kapitalistischer Aneig­
nung tritt an den Tag als Ge­
gensatz von Proletariat und 
Bourgeoisie.“2) Das gilt selbst­
verständlich auch für die 
BRD. Das beweist der Auf­
schwung der Streikbewegung 
in den letzten Jahren; von den 
Septemberstreiks des Jahres 
1969 bis zum Streik der Me­
tallarbeiter Baden-Würtem- 
bergs gegen Ende 1971. Zu­
nehmende Kampfbereitschaft 
und Kampfaktionen gegen so-

bergbaus und in der chroni­
schen, tendenziell zunehmen­
den Nichtauslastung von Pro­
duktionskapazitäten. Schließ­
lich sind auch für den Impe­
rialismus der BRD die hohen 
Staatsausgaben für Militari­
sierung, Rüstung, ideologische 
Diversion usw. Faktoren, die 
unter anderem die Inflations­
tendenzen und damit die Öko­
nomische Labilität mit an- 
wachsen lassen.
Insgesamt gibt die Tendenz 
des weiteren Anwachsens der 
ökonomischen Labilität nicht 
nur der Wirtschaft der USA, 
Großbritanniens usw., sondern 
auch der Wirtschaft der BRD 
das Gepräge.
Für die Werktätigen ist das 
Resultat dieser Entwicklung 
wachsende Ausbeutung, zu­
nehmende soziale Unsicherheit, 
usw., auch ihre Situation wird 
labiler. Während 1970 in der 
BRD die 100 größten Aktien­
gesellschaften rund 3,3 Mil­
liarden DM köhere Profite 
(= 4- 9,2 Prozent) als im Vor­
jahr realisieren konnten — ge­
genüber 1966 waren es sogar 
43 Prozent mehr — ging der 
Anteil der Nettolöhne und 
-gehälter am sogenannten 
Nettosozialprodukt im gleichen 
Zeitraum von 40,6 auf 39 Pro­
zent zurück.

ziale Unsicherheit, wachsender 
Widerstand gegen kapitalisti­
sche Preiserhöhungen, Steuer­
lasten, Lohndruck, gegen Um­
weltverschmutzung u. a. m. 
sind Ausdruck des anschwel­
lenden Widerspruchs zwischen 
der Arbeiterklasse, aber auch 
der Bauernschaft, der Intelli­
genz und den Mittelschichten 
auf der einen, der Monopol­
bourgeoisie und des von ihr 
beherrschten Staates auf der 
anderen Seite. Die Vertiefung 
des kapitalistischen Grund­
widerspruchs ist Grundlage 
für jene Entwicklung, zu der
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